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Nationalsozialistische Schulpolitik
Schul - und Erzlehlnigssragen des Mres 1934 - Ein Gespräch mit dem badischen UilterrlchtSmlnWr

In der Fortsetzung des Gesprächs unseres
Mtlarbeiiers mit dem badischen UnterrtchtS-
mtntster wurden die Matznahmen zur Beseiti¬
gung der Junglchrernol eingehend besprochen :

Es war allgemein bekannt, daß ans dem
Gebiet der Fach, und Bernfsschulen in Ba¬
den eine besondere Uebersiillung herrschte.
Was konnte bis jetzt erreicht werde » ?

An den badischen Gewerbeschulen konnte der
Not der jungen Lehrkräfte vollkommen ge¬
steuert werben. Das konnte im Wesentlichen
nur dadurch erreicht werden, daß 35 über 58
Jahre alte Herren aus gemeinnütziger Einsicht
in die Not der Jugend und in die bevölke¬
rungspolitische Notwendigkeit ihre ihnen lieb-
gewordenen Stellen freigemacht haben . Ter
-weite Umstand , der hier zu Hilfe kam, war die
Tatsache eines starken Schülerzugangs an den
Gewerbeschulen an Ostern 1934.

Wie groß war der Schülerzngang?
Der Schttlerzugang an den Gewerbeschulen

betrug gegenüber einer Zahl von 4628 an
Ostern 1938 in diesem Jahr bis znm 1. Mai
8 874. Der Neuzugang ist also doppelt so groß ,
als Ser im vergangenen Jahre .

Auf Grund dieser Tatsache können zur Zeii
auf dem Gebiet des Gewerbeschnlwesens alle
Lehrkräfte voll beschäftigt werden, so daß es
jetzt sogar möglich wirb, von den seit Jahren
wartenden 59 Anwärtern eine beschränkte An¬
zahl neu in den Vorbereitungsdienst einzustel¬
len .

Wie war die Lage bei den Handelsschulen ?
An den Handelsschulen verhinderte der Man¬

gel an älteren Lehrkräften, der aus dem ra¬
schen Heranwachsen des Hanbelsschnlwesens zu
erklären ist , rin stärkeres Nachrücken in frei-
werdende Stellen . Die Maßnahme der Zu¬
ruhesetzung von über 58 Jahre alten Lehrkräf¬
ten konnte hier nicht zum Erfolg führen. Trotz¬
dem konnte auch hier durch äußerste Ans¬
nützung der vorhandenen Voranschlagsmittel
und durch die Durchführung des Gesetzes zur
Wiederherstellung des BcrufsbeamtentnmS
« ine größere Anzahl junger Lehrkräfte mit
vollen Lehraufträgen bedacht werben. Das
Anwachsen der Schülerzahlen an den Fachschu¬
len überhaupt hat auch an der Handelsschule
neue Auftriebe gebracht.

Wie stark war das Anwachsen der Schülcr-
zahlcn an den Handelsschulen ?

An den Handelsschulen wurden in diesem
Jahre 5197 Schüler gegenüber nur 8195 an
Ostern 1988 ausgenommen , so daß auch bei den
Handelsschulen junge Lehrkräfte , wenn auch
nicht mit vollen , so doch mit teilweisen Lehr¬
aufträgen versehen werden konnten .

Kann man also zur Zeit auch an de » ba¬
dischen Fachschulen nicht mehr von einer
Lehrernot sprechen?

An den Gewerbeschulen kann nicht mehr von
einer Lehrernot gesprochen werden. Dagegen
wäre eS wünschenswert, wenn eS noch gelin¬
gen könnte , in absehbarer Zeit auch die frei¬
willigen Hilfsarbeiter an Handelsschulen , die
meistens schon das 39. Lebensjahr überschritten
haben , voll zu beschäftigen.

Konnte auch aus dem Gebiete des höheren
Schulwesens in gleicher Weise eine Behe¬
bung der Not der Jnngaffessore» erreicht
werden?

Das war nicht möglich, weil die Zahl der
vorhandenen 'Assessoren viel zu groß war , ge¬
genüber dem Bedarf an Anwärtern für das
wissenschaftliche Lehramt an höheren Lehran¬
stalten.

Wie groß ist der durchschnittliche Jahres -
bedars an Assessoren für das wiflenfchaft-
liche Lehramt in Baden?

Der durchschnittliche JahreSvedarf beträgt
29—25 und wenn man hoch greifen will 25—89.

Wie groß ist die Zahl der vorhandenen
Assessoren, die nicht im Anstellungsverhält-
nis sind?

Die Statistik zeigt , mit einer einzigen 'Aus¬
nahme 1981, ein dauerndes Wachsen der Zahl
der Referendare aus den Prüfungen von
1926—1983 . Auffallend ist insbesondere, daß im
Jahre 1989 nahezu doppelt soviel Referendare
die Staatsprüfung bestanden , als im Jahre
1928 . 1928 bestanden 88 und 1939 : 152. Auffal¬
lend ist auch , daß die Zahl der Referendare
der mathematisch -naturwissenschaftlichen Abtei¬
lung in der genannten Zeit sogar genau dop¬
pelt so groß ist (58 gegen 29 ) . Der ungeheure
Andrang , der in den letzten 19 Jahren auf das
Studium für das wissenschaftliche Lehramt an
höheren Lehranstalten zu bemerken war , hat
sich so ausgewirkt, daß nach dem heutigen
Stand 892 Assefloren und zwar 585 Männer
und 157 Frauen , auf Anstellung warten.

Wie erklären Sie sich dieses ungeheure An¬
wachsen der Afleflorenzahl ?

Das Anwachsen der Assessorenzahl ist ein¬
mal zu erklären ans der seit dem Jahre 1927
besonders scharf einsetzenden wirtschaftlichen
Krise . Die wirtschaftliche Krise in der Privat¬
wirtschaft und die damit verbundene AussichtS-
lostgkeit für Ingenieure , Korrespondenten und
Juristen auf ein Unterkommen in diesen . Ar-
LettSgebieten veranlaßte eine übergroße Zahl

von Studierenden der jüngeren Semester, nicht
nur in Baden, sondern auch in allen anderen
Gauen des Reiches , zum Umsatteln mit dem
Ziele der Ablegung der Staatsprüfung für das
wissenschaftliche Lehramt an höheren Lehran¬
stalten . Dadurch wurde die Zahl der ohnehin
diesem Studium Obliegenden um ein viel¬
faches noch vermehrt.

Haben die früheren Regierungen keine Maß¬
nahmen ergriffe» , um diesem unnatürlichen
Anwachsen dex Afleflorenzahl rechtzeitig Ein¬
halt zu bieten?

Man kann sagen , daß von den früheren Re¬
gierungen so gut wie nichts getan wurde, um
die drohende Gefahr einer Ueberfüllung recht¬
zeitig zu verhindern, und bas ist die andere
Ursache der großen Zahl der Affefloren . Die
Direktionen der höheren Lehranstalten wurden

zwar seit 1922 bis zur Einführung des
oumerus elausu « alljährlich davon in Kennt¬
nis gesetzt , daß „zum Zwecke der Berufsbera¬
tung vor der Ergreifung des Studiums für
das wissenschaftliche Lehramt an höheren Lehr¬
anstalten zu warnen" sei. Aber die Schüler
und späteren Referendare, denen diese War¬
nung gelten sollte, haben dann in den Jahren
1926—1933 die Staatsprüfung für das wissen¬
schaftliche Lehramt doch abgelegt . Von den
Assessoren der Jahrgänge 1939—1933 hat man
dann allerdings die mit der Note „genügend "
ansgcschieden , aber die große Masse des Durch¬
schnitts blieb . Erst als die Unterbringung der
Assessoren mit Anstellnngsfähigkeitszeugnis
1939 zum ersten Male unmöglich geworben
war , hat man einen numerus clausus einge¬
führt, der jedoch um Jahre zu spät kam und
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AmHUher Teil

Arbeltersöngerchöre
Die Pressestelle beim StaatSministerlum

teilt folgende Verfügung des Ministers des
Innern mit :

Durch die politische Entwicklung der letzten
Monate sind die Bedenken gegen die künst¬
lerisch- kulturelle Tätigkeit der früheren Ar-
beiterchüre und der Arbeitervereine, die der
Volksmnsikpflege dienten, hinfällig geworden .
Entsprechend einer Weisung des Herrn Reichs¬
ministers des Innern ist die Neubildung der¬
artiger Vereinigungen daher nicht zu behin¬
dern, soweit nicht im Einzelfall besondere Be¬
denken obwalten. Da im Lande Baden alle
Arbeitersängcrbünde polizeilich ausgelöst wur¬
den, kommt nur eine Neubildung derartiger
Vereine in Frage . Für die Neubildung
werden folgende Richtlinien erlaßen :

1 . Alle (bestehenden und) neugcbtldetcn Ge¬
sangvereine müssen sich dem Deutschen Sänger¬
bund als der das gesamte Gesangswesen um¬
fassenden Organisation ringliedern . Zuständig
für Baden ist der Badische Sängerbund e. V .
Gan XV im Deutschen Sängerbund . Dies gilt
auch für die sogenannten Gesangsabteilungen
der Deutschen Arbeitsfront und der Arbeiter¬
bildungsvereine.

2 . Neugebildete Vereine müssen einen poli¬
tisch zuverlässigen Gesamtvorstand besitzen .
Mitglieder des Vorstandes aufgelöster Vereine
dürfen nicht im Vorstand eines neugebildetcn
Gesangvereins sein. Die Vorstandsmitglieder
und die dem Verein bei der Neubildung bei¬
tretenden Mitglieder sind der örtlich zuständi¬
gen staatlichen Polizeibehörde ltstenmäßtg
mitzuteilen. Soweit eine politisch einwandfreie
Führung und Betätigung des Vereins nach
seiner Zusammensetzung nicht gewährleistet ist,
kann die Polizeibehörde die Neubildung un¬
tersagen.

8. VereinSnamen neugebtldeter Vereine
dürfen nicht dieselben sein wie eines aufgelö¬
sten Verein ? , der früher am selben Ort be¬
stand.

4 . Nougebildete Vereine können eingezogene
Vermögensgegenständeaufgelöster Verein« ge¬
gen angemefleneS Entgelt von den Treuhän¬
dern des Landes Baben für das marxistische
Vermögen in Karlsruhe erwerben.

Der Runderlaß vom 5 . Dezember 1983 Nr.
124 796, Auflösung der Arbeitersängerbünde be¬
treffend , wird hiermit aufgehoben .

17. Saugel-zuteilung bel der
Badischen Lalideöbauspattasse

Mannheim

Freiburg 1
Kirchzarten 1
Säckingen 2
Lörrach 1
WaldShut 2
Konstanz 1

Die Bausparer gehören folgenden Berufs¬
gruppen an:
Landwirte 3
Handwerker 6
Arbeiter 1
Beamte 5
Freie Berufe 2
Kaufleute 1

Gastwirte 2
Private 1
Körpersch. b . öfftl.

Rechts 8
Körpersch. d. priv.

Rechts 1
Bangenoflenschaften 1
Fabrikanten 2

Die Badische Landesbausparkaffc hat bis jetzt
RM . 84 499 .— zugeteilt, die öffentlichen Bau¬
sparkassen insgesamt über 75,5 Millionen RM.

Amklltkebekannkmaekungen
Personalvcrändcrungen ans dem Bereich des
Ministeriums des Kultus , dcS Unterrichts und

der Justiz — Abteilung Justiz —.
Ernannt :

Amtsgerichtsrat Jnltus Stritt In Karlsruhe zum
Land - und Amtsgerichtsdirektor daselbst , Landgertchts-
rat Dr . Herbert Rudmann in Mannheim zum Ersten
Staatsanwalt daselbst , Amtsgerichtsrat Dr . Otto Müller
in Mannheim znm Landgerichtsrat daselbst , die Staats¬
anwälte Dr . Martin Gerard in Mannheim znm Amts-
gerichtsrat in Lörrach, Dr . Kurt Ritter in Heidelbera
zum Amts - und Landaerichtsrat in Mosbach, Dr . Hel¬
mut Müller in Heidelbera »nier Zurücknahme seiner Er¬
nennung znm Land - und Amtsgerichtsrat in Mosbach
znm AmtSgerichtsrat in Mannbeim , Dr . Friedrich
Lrautmann in Narlsrnbe zum Amtsgerichtsrat in Ba¬
den -Baden , Tr . Friedrich Matter « in Mosbach znm
Land - und AmtSaerichtsrat daselbst , die Gerichts¬
assessoren Günther Deimling auS Dnrlach zum Staats¬
anwalt in Mosbach, Walker Schmitt aus Mannheim
zum Staatsanwalt in Mannheim , Dr . Julius Schwoe-
rer auS Karlsruhe znm Staatsanwalt in Offenbura ,Dr . Franz Mipsrl auS Frankenibal zum Justizrat in
Rbeinbtschoirbetm, Otbmar Better aus Schassbausen
zum Justizrat in Schönau , Kanzleiasststent >. e . R . Io -
Hann Hrlwig in Hemsbach zum Inspektor beim Beztrks-
aesängntS II in Bruchsal, Kanzketsekretär Richard
Pasrnbanl beim Amtsgericht ftreiburg zum Nanzletober.
sekretär,

versetzt :
Amts - und LandgerichtSrat Dr , Heinrich Morr in

Mosbach als Amtsgerichtsrat nach Mannheim , Erster
Staatsanwalt OSkar Nerz tn Mannheim nach Karls¬
ruhe , Amtsgerichtsrat Waldemar « ISckler ln Mannheim
nach Karlsruhe , Justizra « Gustav Kttnkel in Engen nach
Waldklrch .

veurlmibt :
Erster StaatSanwakt Ludwig Luger in Karlsruhe

unter Ernennung zum LandgerichtSrat daselbst zwecks
Beschästlgung tm RetchSIustlzdienst .

« eftvrben :
Gerichtsvollzieher Adolf Eble tn Welnhelm,

Personalveränberungen in der Rechtsanwalt-
schaft.

Zugelassen akS RcchtSanwSlle:
Bei der am 25. Juni 1934 stattgcfunöenen

17 . Baugeldzuteilung der Badischen Landes-
bausparkasse gelangten RM . 166 499 .— zur
Verteilung . Berücksichtigt wurden 28 Bauspa-
rer . Diese verteilen sich ans folgende Sparkas¬
senbezirke :

Mannheim 8 Lahr 2
Weinheim 1 Ettenhcim 1
Heidelberg 1 Pforzheim 3
Königshofen 1 Triberg 1
Bruchsal 1 Waldkirch 1
Bretter, 1 Kandern 2
Rastatt 1 Staufen 1

GerichtSafleffor Jakob Rörfch beim Landgericht Mann¬
heim, die RechlSanwSlte Dr . Adolf Müller beim Amts -
gericht Wertbeim g .

' M . und beim Landgericht Mosbachund Tr . Franz Osthelder beim Landgericht Mannheim ,

verzichten auf Zulassiing-
RechtSanwalt Dr . Fritz « in, beim Landgericht Mann ,

heim.

Aulafluiig zurüikgenommen gemitft 88 21 « bf . 1 Nr . 2.23 brr - RechtSanwaltsordiiung :
Rechtsanwälte Julius Schnnrmann in Pforzheim »nd

Josef iitzertheimer tn SinSheim ,

Pressegesetz «» verantwortlich : F . Moraller . KarlSnetze .

' fiMcffenS t« 5er Staatsprüfung 1BM/8S
auswirken wird, nachdem di« große Zahl be¬
schäftigungsloser Assessoren bereits d« ist.
Außerdem schloß der numerus clausus weder
den Zugang zur Hochschule noch die Berech¬
tigung zur Ablegung der Staatsprüfung auS.
So haben sich für das Staatsexamen tm Herbst
1934 im ganzen 144 gemeldet , obwohl nur etwa
15 seinerzeit in den numerus clausus ausge¬
nommen worben sind . So blieben die Warnun¬
gen der früheren Negierungen trotz numerus
clausus fruchtlos.

Wie ist die Fruchtlosigkeit dieser Warnungen
der früheren Negierungen z« erklären?

Einmal war also der von den früheren Re¬
gierungen eingeführte „numerus clausus " eine
ungenügende Maßnahme. Und dann war eS
bei der Form der Warnungserlass« sehr wahr¬
scheinlich , baß gar nicht alle Direktionen der
höheren Lehranstalten allen Abiturienten diese
Erlasse bekanntgegeben haben, so daß an die¬
sen Anstalten nur diejenigen Schüler davon
Kenntnis erhielten, die sich wegen ihrer Be¬
rufsberatung an die Direktionen oder an den
mit der Berufsberatung betrauten Lehrer
wandten. Entsprechende ernste Warnungen in
den Tageszeitungen sind aber vom Ministe¬
rium nicht veranlaßt worden. Sie hätten sicher
dazu beitragen, von der Aussichtslosigkeit die¬
ses Studiums zu überzeugen.

Welche Maßnahmen hat nun die neue Re»
gierung zur Bereinigung dieser Assessorrn -
frag« getroffen ?

Die Assessoren mit NnstellnngSfähigkeitSzeng-
niS Ostern 1933 wurden im ganzen noch in
gleicher Weise behandelt , wie die des Vorjahres .
Den Assessoren mit AnstellungsfähigkeitSzeug-
nis 1934 wurde jedoch eröffnet, daß die anläßlich
der Uebersendung der Zeugnisse über die erste
Prüfung für das wissenschaftliche Lehramt 1933
an die einzelnen Bewerber ergangenen Ent¬
schließungen, nach denen Bewerber mH der Note
„ziemlich gut" oder „genügend" in der ersten
Prüfung, im öffentlichen badischen Schuldienst

-späterhin nicht verwendet werden, im allgemei¬
nen aufrecht erhalten bleiben . ES wurde ihnen
aber weiter mitgeteilt, daß der neue Staat
grundsätzlich nur die befähigsten Lehrer und Er¬
zieher und die wertvollsten Persönlichkeiten über¬
nehmen könne . Denjenigen Assessoren mit An-
stellungsfähigkeitszengnis 1933, welche in einer
der beiden Prüfungen nur die Note „ziemlich
gut" erreichen konnten, wurde eröffnet , daß
sie sich frühestens nach Ablauf eines Jahres
zum Dienst als freiwilliger Hilfsarbeiter mel¬
den können, um die Zahl der freiwilligen Hilfs¬
arbeiter nicht allzu sehr anwachsen zu lassen . Sie
sind bis jetzt noch nicht in den Hilfsdienst ein-
gewiesen worden . Von den Assessoren mit An¬
stellungszeugnis 1934 sind nur diejenigen auf
Antrag als freiwillige Hilfsarbeiter « ingewiesen
worden, welche beide Prüfungen mit „gut"
oder besser bestanden haben . Weiterhin wurde
ähnlich wie in den übrigen Schulgattungen
durch eine Verschärfung des AltersabbaueS Luft
geschaffen . Die Durchführung des Gesetzes zur
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums ergab
eine weitere Freimachung von Stellen . Wei¬
terhin hat das Volksschulwesen eine größere
Anzahl von Lehrpersonen, die im höheren Schul¬
dienst verwendet waren , in den Volksschuldienst
znrückübernommen. Fernerhin wurde eine Her¬
absetzung der Gehälter der Assessoren mit An-
stellungsfähigkeitszeugnis 1932 und späterer
Jahrgänge durchgeführt, um dadurch auch Assesso¬
ren der jüngeren Jahrgänge in Beschäftigung
nehmen zu können.

Wieviele Assessoren konnten seit der Macht¬
übernahme durch diese Maßnahmen neu be¬
schäftigt »»« rdcn ?

Seit der Machtübernahme konnten 83 Assesso¬
ren eingczogen und etwa 70 Assessoren mit hal¬
bem Lehrauftrag neu beschäftigt werden . Das
ist also etwa die sechsfache Zahl des normalen
Jahresbedarfs. Eine besonders ernste Einschrän¬
kung deS Hochschulstudiums überhaupt , die sich
auch auswirken wird auf das höhere Lehramt ,
ist die diesjährige , vom Reich angeordnete Be¬
schränkung in der Zulassung zum Hochschulstu¬
dium .

Könnte eine Freizügigkeit der Beamten
Im Reich nicht für Baden eine Lösung
der Asscssorenfrage ermöglichen?

Nach meiner Ueberzeugung: Nein . Tie Ver¬
hältnisse tn den anderen Ländern und Gauen
sind auf diesem Gebiet ungefähr dieselben, teil¬
weise sogar noch schlimmer. ES wird sich jede
Länderverwßltung selbst den Kopf zerbrechen
müssen , wie sie diese Erbschaft verdauen kann .

Sie wollen also vor dem Studium für
das wissenschaftliche Lehramt warnen ?

Bei der gegenwärtigen Lage kann gar nicht
laut genug vor der Ergreifung dieses Studiums
gewarnt und die augenblickliche Aussichtslosig¬
keit unterstrichen werden . Die Zahl der beschäf-
tigrrngSlosen Assessoren ist in Baden so groß und
der Bedarf so klein, daß man augenblicklich von
einer völligen Aussichtslosigkeit bezüglich neuer
Bewerber sprechen muß . Ich möchte jedenfalls
diese dringende Warnung , sowohl im Interesse
der Eltern als auch der Studierenden, an
beide Teile gerichtet haben .

K » hr « r* Donnerstag « 28. Juni 1984, Folg« 172, Sette Z
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